
Fraktion SPD|BfE 

in der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Eberswalde 

 

Eberswalde, 01.07.2025 

 

Vorlage-Nr.: BV/0210/2025 

   - öffentlich - 

 

Betrifft:  Bildung einer Arbeitsgruppe zur Förderung der politischen Beteiligung von 

Kindern und Jugendlichen 
 

Beratungsfolge: 

 

Ausschuss für Soziales, Bildung, Ordnung und Kultur (F2) 10.09.2025 Vorberatung 

Stadtverordnetenversammlung 25.09.2025 Entscheidung 

 

 

Beschlussvorschlag: 

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Eberswalde beschließt die Gründung einer 

Arbeitsgruppe mit dem Ziel, ein Konzept für die Einrichtung eines Kinder- und Jugendbeirats oder 

eines vergleichbaren Beteiligungsformats für die Stadt zu entwickeln. Jede Fraktion kann hierzu 

ein Fraktionsmitglied oder einen sachkundigen Einwohner bzw. eine sachkundige Einwohnerin 

benennen. 

 

Begründung: 

Die Beteiligung von Kindern und Jugendlichen an kommunalpolitischen Prozessen ist ein 

wesentlicher Bestandteil demokratischer Teilhabe. Derzeit existiert in Eberswalde kein formelles 

Gremium, das die Interessen junger Menschen vertritt. Frühere Formate wie das Kinder- und 

Jugendparlament sind aktuell nicht aktiv. 

Ein neu zu schaffender Kinder- und Jugendbeirat – oder alternativ ein anderes geeignetes Format, 

etwa ein regelmäßig tagender Runder Tisch – würde es ermöglichen, die Perspektiven junger 

Menschen systematisch in die kommunale Entscheidungsfindung einzubeziehen. Dies entspricht 

auch den Vorgaben des § 19 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg, der die 

Beteiligung von Kindern und Jugendlichen in allen sie berührenden Angelegenheiten vorsieht. 

Die Arbeitsgruppe soll in Zusammenarbeit mit der Stadtverwaltung und relevanten Akteuren, wie 

Schulen, Jugendfreizeiteinrichtungen und bestehenden Jugendorganisationen, ein tragfähiges 

Konzept erarbeiten. Dabei sollen auch erfolgreiche Modelle aus anderen Kommunen 

berücksichtigt und fachliche Experten hinzugezogen werden. 

Die Einrichtung eines solchen Gremiums fördert nicht nur die politische Bildung und das 

Verantwortungsbewusstsein junger Menschen, sondern stellt auch sicher, dass ihre Anliegen und 

Bedürfnisse künftig stärker Berücksichtigung in der Kommunalpolitik finden. 

 

gez. Steve Rennert 

Fraktionsvorsitzender 
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